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6 9 1 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Adoption von Kindern
692 . Kundmachung: Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Republik

Österreich und dem Verkehrsminister des Königreiches Norwegen nach Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von Barium- und Bleiverbindungen der Klasse 6.1,
Ziffern 71 und 72, in flexiblen Schüttgutbehältern

693 . Kundmachung: Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der
Bundesrepublik Deutschland und dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Monochloracetal-
dehyd, 45% in wäßriger Lösung, in freitragenden Kunststoffgefäßen

694 . Übereinkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft einerseits und der Republik
Österreich, der Republik Finnland, der Republik Island, dem Königreich Norwegen,
dem Königreich Schweden und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits
über ein Informationsaustauschverfahren auf dem Gebiet der technischen
Vorschriften samt Anhang, gemeinsamer Erklärung und vereinbarter Niederschrift
(NR: GP XVII RV 1337 AB 1347 S. 146. BR: AB 3914 S. 531.)

695 . Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland über die Beziehungen auf dem Gebiet des Films samt Anlage und zwei
Briefwechseln
(NR: GP XVII RV 1335 AB 1346 S. 146. BR: AB 3913 S. 531.)

691 . Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Europäischen
Übereinkommens über die Adoption von

Kindern

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Euro-
parates hat Griechenland seinen Vorbehalt hinsicht-
lich Art. 12 Abs. 2 *) des Europäischen Überein-
kommens über die Adoption von Kindern (BGBl.
Nr. 314/1980) ab 1. Oktober 1990 für weitere fünf
Jahre verlängert.

Vranitzky

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 378/1985

692. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich und dem Verkehrsminister des
Königreiches Norwegen nach Rn. 2010 des
ADR über die Beförderung von Barium- und
Bleiverbindungen der Klasse 6.1, Ziffern 71

und 72, in flexiblen Schüttgutbehältern

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für Verkehr der Republik Österreich und dem
Verkehrsminister des Königreiches Norwegen nach

Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von
Barium- und Bleiverbindungen der Klasse 6.1,
Ziffern 71 und 72, in flexiblen Schüttgutbehältern *)
wurde mit Schreiben des Bundesministeriums für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr vom 10. Juli
1990, Zl. 151.048/1-I/5-90, seitens der Republik
Österreich widerrufen.

Die für das ADR zuständige Behörde Norwegens
hat am 17. September 1990 dem Widerruf zuge-
stimmt; die Vereinbarung ist demgemäß mit diesem
Datum außer Kraft getreten.

Streicher

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 464/1981

693. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von
Monochloracetaldehyd, 45% in wäßriger Lö-

sung, in freitragenden Kunststoffgefäßen

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und
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dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Monochloracetaldehyd, 45% in
wäßriger Lösung, in freitragenden Kunststoffgefä-
ßen *) wurde mit Schreiben des Bundesministers für
Verkehr vom 20. August 1990, Zl. A13/
27.20.71(299)/202 Va 90, seitens der Bundesrepu-
blik Deutschland widerrufen.

Das Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr hat den Eingang des Widerrufes
am 30. August 1990 bestätigt; die Vereinbarung ist
demgemäß mit diesem Datum außer Kraft getreten.

Streicher

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 302/1983

694.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anhang, gemeinsamer Erklärung und
vereinbarter Niederschrift, dessen Art. 8 verfassungsändernd ist, wird genehmigt.

2. Dieser Staatsvertrag ist im Sinne des Art. 50 Abs. 2 B-VG durch Erlassung von Gesetzen zu erfüllen.

Ü B E R E I N K O M M E N

ZWISCHEN DER EURO-
PÄISCHEN WIRT-

SCHAFTSGEMEIN-
SCHAFT EINERSEITS
UND DER REPUBLIK
ÖSTERREICH, DER RE-
PUBLIK FINNLAND, DER
REPUBLIK ISLAND, DEM
KÖNIGREICH NORWE-
GEN, DEM KÖNIGREICH
SCHWEDEN UND DER
SCHWEIZERISCHEN EID-
GENOSSENSCHAFT AN-
DERERSEITS ÜBER EIN

INFORMATIONSAUS-
TAUSCHVERFAHREN

AUF DEM GEBIET DER
TECHNISCHEN VOR-

SCHRIFTEN

DIE EUROPÄISCHE WIRT-
SCHAFTSGEMEINSCHAFT

einerseits und

DIE REPUBLIK ÖSTER-
REICH, DIE REPUBLIK FINN-
LAND, DIE REPUBLIK IS-
LAND, DAS KÖNIGREICH
NORWEGEN, DAS KÖNIG-
REICH SCHWEDEN UND
DIE SCHWEIZERISCHE EID-
GENOSSENSCHAFT,

nachstehend „die EFTA-Län-
der" genannt, andererseits,

nachfolgend als die Vertrags-
parteien bezeichnet,
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GESTÜTZT auf die Freihan-
delsabkommen zwischen der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und den EFTA-Ländern,
insbesondere auf die Ziele von
Artikel 1 dieser Abkommen,

GESTÜTZT auf die Informati-
onsverfahren auf dem Gebiet der
technischen Vorschriften in der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft einerseits und in der Euro-
päischen Freihandelsassoziation
(EFTA) andererseits,

IN DER ERWÄGUNG, daß
sich die EFTA-Länder und die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft zur Schaffung eines dyna-
mischen Wirtschaftsraums in Eu-
ropa verpflichtet haben,

IN ERWÄGUNG der derzeiti-
gen Zusammenarbeit zwischen
der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und den Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Freihan-
delsassoziation auf dem Gebiet
der technischen Handelshemm-
nisse und der im Rahmen dieser
Zusammenarbeit getroffenen
Vereinbarung, die beiden Infor-
mationsverfahren miteinander zu
verbinden,

SIND WIE FOLGT ÜBER-
EINGEKOMMEN:

Artikel 1

In diesem Übereinkommen gel-
ten folgende Begriffsbestimmun-
gen:

— „Technische Spezifikation":
Spezifikation, die in einem
Dokument enthalten ist, das
Merkmale eines Erzeugnis-
ses festlegt, wie Qualitäts-
stufen, Gebrauchstauglich-
keit, Sicherheit oder Abmes-
sungen, einschließlich der
Festlegungen über Termino-
logie, Symbole, Prüfung und
Prüfverfahren, Verpackung,
Kennzeichnung oder Be-
schriftung;

— „Technische Vorschrift":
Technische Spezifikationen
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einschließlich der einschlä-
gigen Verwaltungsvor-
schriften, deren Beachtung
de jure oder de facto für die
Vermarktung oder Verwen-
dung in einem Mitgliedstaat
oder in einem großen Teil
dieses Staates verbindlich
ist, ausgenommen die von
Lokalbehörden festgelegten
technischen Spezifikatio-
nen;

— „Entwurf einer technischen
Vorschrift": Text einer
technischen Spezifikation
einschließlich der Verwal-
tungsvorschriften, der in der
Absicht ausgearbeitet wor-
den ist, diese Spezifikation
letztlich als technische Vor-
schrift festzulegen oder fest-
legen zu lassen, und der sich
in einem Stadium der Ausar-
beitung befindet, in dem
noch wesentliche Änderun-
gen möglich sind;

— „Erzeugnis": Alle Industrie-
erzeugnisse, alle landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse so-
wie Fische und andere Mee-
resprodukte.

Artikel 2

Die Gemeinschaft notifiziert
den EFTA-Ländern durch den
EFTA-Rat alle Entwürfe techni-
scher Vorschriften, die ihr durch
ihre Mitgliedstaaten in Überein-
stimmung mit den einschlägigen
Rechtsvorschriften der Gemein-
schaft notifiziert werden.

Artikel 3

Desgleichen notifizieren die
EFTA-Länder durch den EFTA-
Rat der Gemeinschaft alle in der
EFTA in Übereinstimmung mit
den einschlägigen EFTA-Bestim-
mungen notifizierten Entwürfe
technischer Vorschriften.

Artikel 4

Der volle Wortlaut des notifi-
zierten Entwurfs einer techni-



273. Stück — Ausgegeben am 16. November 1990 — Nr. 694 4155

schen Vorschrift ist in der Origi-
nalsprache sowie in einer vollstän-
digen Übersetzung in eine der
Amtssprachen der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft vorzule-
gen.

Artikel 5

Gegebenenfalls ist auch der
volle Wortlaut der hauptsächlich
und unmittelbar betroffenen
grundlegenden Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften in Original-
sprache zu übermitteln, sofern die
Kenntnis dieser Texte für die
Beurteilung der Tragweite des
notifizierten Entwurfes einer
technischen Vorschrift erforder-
lich ist.

Artikel 6

Jede Vertragspartei kann zu-
sätzliche Informationen zu einem
nach diesem Übereinkommen no-
tifizierten Entwurf einer techni-
schen Vorschrift verlangen.

Artikel 7

Die Gemeinschaft und die
EFTA-Länder können zu den
notifizierten Entwürfen Bemer-
kungen vorbringen. Die Bemer-
kungen der EFTA-Länder werden
der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften (nachste-
hend. „Kommission" genannt)
vom EFTA-Rat in Form einer
einzigen, koordinierten Mittei-
lung zugestellt; die Bemerkungen
der Gemeinschaft werden dem
EFTA-Rat von der Kommission
übermittelt. Nehmen die Ver-
tragsparteien auf Grund ihrer
internen Informationsaustausch-
verfahren eine Stillhaltefrist von
sechs Monaten in Anspruch, so
teilen sie dies einander auf die
gleiche Weise mit.

Artikel 8

Die Annahme einer technischen
Vorschrift durch die zuständigen
Behörden wird um drei Monate
verschoben, vom Zeitpunkt an
gerechnet, an welchem der betref-
fende Entwurf
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— bei der Kommission, im
Falle von Entwürfen, die die
Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft notifiziert ha-
ben, bzw.

— beim EFTA-Rat, im Falle
von Entwürfen, die die
EFTA-Länder notifiziert
haben,

eingegangen ist.

Artikel 9

Die Stillhaltefrist von drei Mo-
naten gilt jedoch nicht, wenn die
zuständigen Behörden aus drin-
genden Gründen, die den Schutz
der Gesundheit von Personen und
Tieren, den Schutz von Pflanzen
oder die Sicherheit betreffen,
gezwungen sind, ohne Möglich-
keit vorheriger Konsultationen in
kürzester Frist technische Vor-
schriften auszuarbeiten, um sie
unverzüglich zu erlassen und
durchzuführen. Die Gründe für
die Dringlichkeit solcher Maß-
nahmen sind anzugeben. Die
Begründung dringender Maßnah-
men ist ausführlich und klar zu
formulieren, wobei insbesondere
die Unvorhersehbarkeit und der
Ernst der Gefahrensituation sowie
die absolute Notwendigkeit einer
unverzüglichen Abhilfe herauszu-
stellen sind.

Artikel 10

Der endgültige Wortlaut der
technischen Vorschrift in Origi-
nalsprache wird gleichfalls über-
mittelt.

Artikel 11

Die Verwaltungsvereinbarun-
gen für die oben erwähnten
Notifikationen sind im Anhang
festgelegt, der Bestandteil dieses
Übereinkommens ist.

Artikel 12

Die im Rahmen dieses Überein-
kommens gelieferten Informatio-
nen werden auf Verlangen ver-
traulich behandelt. Die Gemein-
schaft und die EFTA-Länder
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können jedoch unter Anwendung
der nötigen Vorsichtsmaßnahmen
natürliche und juristische Perso-
nen, die auch dem Privatsektor
angehören können, als Sachver-
ständige anhören.

Artikel 13

Im Rahmen der bestehenden
Zusammenarbeit zwischen Sach-
verständigen der Gemeinschaft
und der EFTA-Länder auf dem
Gebiet der technischen Handels-
hemmnisse führen die Vertrags-
parteien regelmäßige Konsulta-
tionen durch, um das ordnungs-
gemäße Funktionieren des in
diesem Übereinkommen festge-
legten Informationsverfahrens si-
cherzustellen und einen Mei-
nungsaustausch über die gegebe-
nenfalls von einer Vertragspartei
vorgebrachten Bemerkungen zu
einem nach diesem Übereinkom-
men notifizierten Entwurf einer
technischen Vorschrift vorzuneh-
men. Im gegenseitigen Einverneh-
men können die Vertragsparteien
ferner zusätzliche Ad-hoc-Ta-
gungen einberufen, um Fälle, die
für eine Vertragspartei von beson-
derem Interesse sind, zu behan-
deln.

Artikel 14

Dieses Übereinkommen wird
auf Notifikationen von Entwür-
fen technischer Vorschriften über
Produktionsverfahren und -me-
thoden ausgedehnt, sobald die
Vertragsparteien einander notifi-
ziert haben, daß die hierfür
erforderlichen internen Verfahren
abgeschlossen sind.

Artikel 15

Dieses Übereinkommen wird
zunächst für einen Versuchszeit-
raum von zwei Jahren abgeschlos-
sen; danach wird das Überein-
kommen entweder einer gemein-
samen Überprüfung unterzogen
oder um einen noch zu bestim-
menden weiteren Zeitraum ver-
längert.
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Artikel 16

Jede Vertragspartei kann unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist
von sechs Monaten durch schrift-
liche Mitteilung an die anderen
Vertragsparteien von diesem
Übereinkommen zurücktreten.

Artikel 17

(1) Dieses Übereinkommen tritt
am 1. Juli 1990 in Kraft, sofern die
Vertragsparteien vor diesem Da-
tum ihre Annahmeurkunden bei
dem als Depositar fungierenden
Generalsekretariat des Rates der
Europäischen Gemeinschaften
hinterlegt haben.

(2) Tritt dieses Übereinkom-
men nicht am 1. Juli 1990 in Kraft,
so tritt es am ersten Tag des
zweiten Monates nach der Hin-
terlegung der letzten Annahmeur-
kunde in Kraft.

(3) Der Depositar notifiziert
das Datum der Hinterlegung der
Annahmeurkunde einer jeden
Vertragspartei und das Datum des
Inkrafttretens dieses Überein-
kommens.

Artikel 18

Dieses Übereinkommen ist in
einer Urschrift in dänischer, deut-
scher, englischer, französischer,
griechischer, italienischer, nieder-
ländischer, portugiesischer, spani-
scher, finnischer, isländischer,
norwegischer und schwedischer
Sprache abgefaßt, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbind-
lich ist; es wird im Archiv des
Generalsekretariats des Rates der
Europäischen Gemeinschaften
hinterlegt; dieses übermittelt jeder
Vertragspartei eine beglaubigte
Abschrift.

Geschehen zu Brüssel am neun-
zehnten Dezember neunzehnhun-
dertneunundachtzig.
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG

zu dem Übereinkommen über ein
Informationsaustauschverfahren

auf dem Gebiet der technischen
Vorschriften

1. Die Vertragsparteien verein-
baren, daß die EFTA-Länder die
Bestimmung des Begriffs „techni-
sche Vorschriften" in den ein-
schlägigen Bestimmungen des
EFTA-Übereinkommens dahin-
gehend ändern, daß sie Artikel i
dieses Übereinkommens ent-
spricht.

2. Es wird ferner vereinbart,
daß im Sinne von Artikel 1 des
Übereinkommens als „von Lokal-
behörden festgelegte technische
Vorschriften" diejenigen gelten,
die von einer Verwaltung ange-
nommen werden, deren Rege-
lungsbefugnisse denjenigen einer
Stadtverwaltung entsprechen, dh.
der niedrigsten Stufe der Ent-
scheidungsträger, und die nur in
dem Gebiet gehen, für das diese
Lokalbehörde zuständig ist. Für
Staaten mit föderativem Aufbau
folgt daraus, daß die Behörden
der Teile der Föderation nicht als
„Lokalbehörden" im Sinne des
Übereinkommens gelten.

3. Die EFTA-Länder hinterle-
gen ihre Annahmeurkunden bei
dem Depositar erst, wenn sie die
betreffenden internen Vorschrif-
ten an die so geänderten Bestim-
mungen des EFTA-Übereinkom-
mens angepaßt und diese Maß-
nahmen den anderen Vertrags-
parteien mitgeteilt haben.

VEREINBARTE NIEDER-
SCHRIFT

1. Die Vertragsparteien kom-
men überein, daß die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft bei der
Unterzeichnung des Überein-
kommens folgende Erklärung ab-
gibt:

„Die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft hinterlegt ihre An-
nahmeurkunde erst, wenn die
Annahmeurkunden aller EFTA-
Länder beim Depositar hinterlegt
worden sind."
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2. Ferner vereinbaren alle Ver-
tragsparteien, sich darum zu be-
mühen, daß ihre Annahmeurkun-
den gleichzeitig hinterlegt wer-
den.

Anhang

Im Rahmen des Übereinkom-
mens gelten folgende Mitteilun-
gen durch elektronische Post als
notwendig:

1. Kurzmitteilungen. Diese
können vor oder gleichzeitig mit
dem vollständigen Text übermit-
telt werden.

2. Bestätigung des Eingangs des
Entwurfs, in der unter anderem
angegeben ist, wann die nach
Maßgabe des jeweiligen Verfah-
rens festgelegte Stillhaltefrist ab-
läuft.

3. Anfragen nach zusätzlichen
Informationen.

4. Antworten auf Anfragen
nach zusätzlichen Informationen.

5. Bemerkungen.

6. Anträge auf Einberufung von
Ad-hoc-Tagungen.

7. Antworten auf Anträge auf
Einberufung von Ad-hoc-Tagun-
gen.

8. Ersuchen um Übermittlung
des endgültigen Textes.

9. Mitteilung, daß eine Stillhal-
tefrist von sechs Monaten in
Anspruch genommen wurde.

Die folgenden Mitteilungen
können vorerst mit normaler Post
gemacht werden:

10. Der vollständige Text des
notifizierten Entwurfes.

11. Grundlegende Rechts- und
Verwaltungsvorschriften.

12. Der endgültige Text.

Die Mitteilungen 1 bis 9 erfol-
gen in einer der Amtssprachen der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft.

Verwaltungsvereinbarungen
über die Mitteilungen, insbeson-
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dere die genaue Gestaltung der
Nummern und Codes der Mittei-
lungen sowie Einzelheiten sonsti-
ger Mitteilungen, werden von den
Vertragsparteien gemeinsam ge-
troffen.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahmeur-
kunde wurde am 12. Juli 1990 beim Generalsekretär der Europäischen Gemeinschaften hinterlegt; das
Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 17 Abs. 2 mit 1. November 1990 in Kraft.

Vranitzky

695.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage und zwei Briefwechseln wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REGIERUNG DER RE-
PUBLIK ÖSTERREICH UND DER RE-
GIERUNG DER BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND ÜBER DIE BEZIEHUN-

GEN AUF DEM GEBIET DES FILMS

Die Regierung der Republik Österreich
und

die Regierung der Bundesrepublik Deutschland —

in dem Bestreben, die Zusammenarbeit beider
Staaten auf dem Gebiet des Films weiterzuentwik-
keln,

in dem Bestreben, das Abkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland über die
Regelung der gegenseitigen filmwirtschaftlichen
Beziehungen vom 27. September 1966 *) den
gegenwärtigen Verhältnissen anzupassen,

in dem Wunsch, die Gemeinschaftsproduktion
von Filmen, die dem Filmschaffen beider Länder
förderlich sein können, zu vertiefen und zu
begünstigen,

in dem Wunsch, auch den Absatz von Filmen aus
der Gemeinschaftsproduktion und von nationalen
Produktionen des Partnerlands zu fördern —

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsparteien werden Filme, die von
Produzenten beider Vertragsparteien in Gemein-
schaftsproduktion hergestellt werden, im Rahmen
des jeweils geltenden innerstaatlichen Rechts nach
den Bestimmungen dieses Abkommens behandeln.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 242/1966

Artikel 2

(1) Filme, die im Rahmen dieses Abkommens in
Gemeinschaftsproduktion hergestellt worden sind,
werden als inländische Filme angesehen.

(2) Beihilfen, Förderungsmittel und sonstige
finanzielle Vorteile, die im Hoheitsgebiet einer
Vertragspartei gewährt werden, erhält der Herstel-
ler nach dem Recht dieser Vertragspartei.

(3) Gemeinschaftsproduktionen, auf die dieses
Abkommen Anwendung finden soll, bedürfen vor
Drehbeginn der Anerkennung durch die zuständi-
gen Behörden beider Vertragsparteien, die vor
Erteilung dieser Anerkennung das Einvernehmen
herstellen. Die zuständige Behörde in Österreich ist
das Bundesministerium für wirtschaftliche Angele-
genheiten, in der Bundesrepublik Deutschland das
Bundesamt für Wirtschaft.

(4) Die Anerkennung gilt vorbehaltlich der
entsprechenden Realisierung des Gemeinschafts-
produktionsvorhabens.

Artikel 3

Die für eine Gemeinschaftsproduktion vorgese-
henen Vergünstigungen werden Produzenten ge-
währt, die über eine gute technische und finanzielle
Organisation sowie über ausreichende Berufsquali-
fikation verfügen.

Artikel 4

Der Antrag auf Anerkennung einer Gemein-
schaftsproduktion ist unter Berücksichtigung der in
der Anlage zu diesem Abkommen enthaltenen
Durchführungsbestimmungen bei den jeweils zu-
ständigen Behörden zu stellen. Die Anlage ist
Bestandteil dieses Abkommens.
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Artikel 5

Die zuständigen Behörden beider Vertragspar-
teien unterrichten einander jeweils über die
Erteilung, Versagung, Änderung oder Rücknahme
der Anerkennung von Gemeinschaftsproduktionen
sowie erforderlichenfalls über für Gemeinschafts-
produktionen wichtige Entwicklungen.

Artikel 6

(1) Die Beteiligung der Gemeinschaftsproduzen-
ten setzt sich aus finanziellen, künstlerischen und
technischen Beiträgen zusammen.

Der künstlerische und technische Beitrag jedes
Gemeinschaftsproduzenten soll grundsätzlich sei-
nem finanziellen Beitrag entsprechen.

(2) Die Mindestbeteiligung des Minderheitspro-
duzenten an den Herstellungskosten des Films
beträgt in der Regel 30 vom Hundert.

(3) Sind die Produktionskosten überdurchschnitt-
lich hoch oder ist der Film von besonderer
Bedeutung für beide Vertragsparteien, so kann in
gegenseitigem Einvernehmen eine finanzielle Min-
destbeteiligung von 20 vom Hundert zugelassen
werden. Als österreichische Mindestbeteiligung
kann in besonderen Ausnahmefällen in gegenseiti-
gem Einvernehmen eine finanzielle Beteiligung von
mindestens 10 vom Hundert zugelassen werden,
sofern ein Ausgleich bei dem künstlerischen oder
technischen Beitrag vorgesehen ist.

(4) Nach Maßgabe der technischen Vorausset-
zungen werden Kopierwerksarbeiten und die
Tonverarbeitung (Mischung, Synchronisation,
usw.) im Geltungsbereich dieses Abkommens
ausgeführt. Bei Außenaufnahmen in Drittländern
kann vereinbart werden, daß die entsprechenden
Teile des Negativs in diesen Ländern entwickelt und
davon Muster gezogen werden. Ein Ausgleich in der
Benutzung der technischen Mittel der Vertragspar-
teien ist anzustreben.

(5) Sofern die Voraussetzungen gegeben sind,
werden Atelieraufnahmen in Ateliers durchgeführt,
die in der Republik Österreich oder in der
Bundesrepublik Deutschland liegen.

(6) Jeder Gemeinschaftsproduzent wird Mitei-
gentümer des Originalnegativs (Bild und Ton).
Außerdem hat jeder Gemeinschaftsproduzent An-
spruch auf Kopierausgangsmaterialien wie Interne-
gativ, Tonnegativ und dergleichen in deutscher
Sprache. Das Herstellen von Kopierausgangsmate-
rial in anderen Sprachen als der deutschen Sprache
bedarf des Einvernehmens beider Gemeinschafts-
produzenten. Von der Endfassung des Films wird
eine Original- oder Synchronfassung in deutscher
Sprache hergestellt. Diese Fassung kann Dialogstel-
len in einer anderen Sprache enthalten, soweit dies
nach dem Drehbuch erforderlich ist.

(7) Die Einnahmen aus allen Verwertungsarten
werden entsprechend der finanziellen Beteiligung
eines jeden Gemeinschaftsproduzenten aufgeteilt.
Im Falle der Abgrenzung von Auswertungsgebieten
und -bereichen sind die Marktgröße und der Wert
zu berücksichtigen.

(8) Die Gemeinschaftsproduzenten regeln einver-
nehmlich den Weltvertrieb.

(9) Ein in Gemeinschaftsproduktion hergestellter
Film ist auf Filmfestspielen in der Regel als Beitrag
des Mehrheitsproduzenten oder desjenigen Produ-
zenten vorzuführen, der den Regisseur stellt. Der
Gemeinschaftsproduktionsvertrag kann jedoch be-
stimmen, daß der Film auch als Beitrag beider
Hersteller aufgeführt werden kann.

Artikel 7

(1) Die an der Herstellung des Films Beteiligten
müssen, was die Republik Österreich betrifft, die
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder
zum zeitlich unbeschränkten Aufenthalt im Bundes-
gebiet berechtigt sein und die Berechtigung zur
Arbeitsaufnahme in der Republik Österreich besit-
zen. Was die Bundesrepublik Deutschland betrifft,
müssen sie Deutsche im Sinne des Artikels 116 des
Grundgesetzes sein oder dem deutschen Kulturbe-
reich angehören und ihren ständigen Wohnsitz in
der Bundesrepublik Deutschland haben. Können
Personen nach diesen Bestimmungen beiden Ver-
tragsparteien zugerechnet werden, so haben sich die
Gemeinschaftsproduzenten über die Zuordnung zu
einigen. Kommt es zu keiner Einigung, so werden
diese Personen der Vertragspartei des Gemein-
schaftsproduzenten zugeordnet, der sie vertraglich
verpflichtet.

(2) Die künstlerische oder technische Beteiligung
des deutschen Minderheitsproduzenten besteht
wenigstens in einem Drehbuchautor oder Dialogbe-
arbeiter, einem Regieassistenten oder einer anderen
wesentlichen künstlerischen oder technischen Stab-
kraft sowie in einem Darsteller in einer Hauptrolle
und einer wichtigen Rolle oder zwei Darstellern in
wichtigen Rollen und einem Darsteller in einer
Nebenrolle. Stellt der deutsche Minderheitsprodu-
zent den Regisseur, so reicht im übrigen ein
Darsteller in einer wichtigen Rolle aus.

(3) Die künstlerische oder technische Beteiligung
des österreichischen Minderheitsproduzenten ist
dann gegeben, wenn der Anteil der künstlerisch
oder organisatorisch entscheidungsberechtigten
Personen der finanziellen Beteiligung entspricht.

(4) Die Mitwirkung von Darstellern und Autoren,
die nicht die Voraussetzung des Absatzes 1 erfüllen,
kann ausnahmsweise und unter Berücksichtigung
der Anforderungen des Films im Einvernehmen der
zuständigen Behörden beider Vertragsparteien
zugelassen werden.
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Artikel 8

Titelvor- bzw. -nachspann und Werbematerial
der Gemeinschaftsproduktion müssen den Hinweis
enthalten, daß es sich um eine Gemeinschaftspro-
duktion von Produzenten beider Vertragsparteien
handelt.

Artikel 9

(1) Die zuständigen Behörden erkennen im
Rahmen dieses Abkommens Filme als Gemein-
schaftsproduktionen an, die von Produzenten der
Republik Österreich, der Bundesrepublik Deutsch-
land und von Drittstaaten hergestellt worden sind.

(2) Die Bestimmungen des Artikels 6 Absatz 1
und des Artikels 7 gelten für Gemeinschaftsproduk-
tionen im Sinne von Absatz 1; jedoch ist eine
Beteiligung des Minderheitsproduzenten in Höhe
von 20 vom Hundert ausreichend. Die übrigen
Bestimmungen des Artikels 6 gelten entsprechend.

Artikel 10

Jede Vertragspartei erleichtert im Rahmen des
jeweils geltenden innerstaatlichen Rechts für
anerkannte Gemeinschaftsproduktionen insbeson-
dere

a) die Einreise, den zeitweiligen Aufenthalt
sowie die Erlangung der Beschäftigungsbe-
willigung des technischen, künstlerischen und
kaufmännischen Personals der Gemein-
schaftsproduzenten,

b) die Ein- und Ausfuhr von technischem und
anderem Drehmaterial.

Artikel 11

Beide Vertragsparteien bekräftigen ihren Willen,
die Verbreitung und Auswertung der Filme der
jeweils anderen Vertragspartei im Rahmen ihrer
Möglichkeiten zu unterstützen.

Artikel 12

(1) Beide Vertragsparteien messen der Förderung
des Absatzes von Filmen aus der Gemeinschaftspro-
duktion und auch von nationalen Filmen der
jeweiligen anderen Vertragspartei besondere Be-
deutung bei.

(2) Beide Vertragsparteien sind sich darin einig,
daß — unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit —
auch Filme, die keine Gemeinschaftsproduktionen
sind, die aber als nationale Filme in dem anderen
Staat hergestellt worden sind, jeweils eine Verleih-
förderung im Rahmen der hierfür zur Verfügung
stehenden Haushaltsmittel erhalten können.

(3) Die Vergaberichtlinien werden von jeder
Vertragspartei bestimmt. Es findet ein regelmäßiger
Informationsaustausch zwischen den zuständigen
Stellen beider Vertragsparteien statt.

Artikel 13

(1) Zur Überprüfung der Anwendung dieses
Abkommens wird eine Gemischte Kommission
gebildet, die sich aus Vertretern der Regierungen
und der betroffenen Fachkreise der beiden Ver-
tragsparteien zusammensetzt. Diese Kommission
kann auch Änderungen des Abkommens vorschla-
gen sowie Vorschläge erörtern, die die Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet des Films fördern.

(2) Während der Laufzeit dieses Abkommens tritt
die Kommission in der Regel alle drei Jahre
zusammen, und zwar abwechselnd in der Republik
Österreich und in der Bundesrepublik Deutschland;
sie kann ferner auf Antrag einer der Vertragspar-
teien einberufen werden, insbesondere bei wichtigen
Änderungen der für den Film geltenden Regelun-
gen. In diesem Fall tritt die Kommission innerhalb
einer Frist von einem Monat zusammen.

Artikel 14

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Republik
Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Abkommens eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 15

(1) Dieses Abkommen wird auf unbefristete Zeit
geschlossen. Es tritt am ersten Tag des zweiten
Monats nach dem Monat in Kraft, an dem beide
Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß die
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen
für das Inkrafttreten erfüllt sind. Es kann jederzeit
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum
Ende eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt
werden.

(2) Dieses Abkommen findet auch Anwendung
auf Verträge über Gemeinschaftsproduktionen, die
nach dem 1. Mai 1990 abgeschlossen wurden.

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens verliert
das am 27. September 1966 in Wien unterzeichnete
Abkommen zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland über die Regelung der gegenseitigen
filmwirtschaftlichen Beziehungen seine Gültigkeit.

Geschehen zu Wien, am 16. Mai 1990 in zwei
Urschriften.

Für die Regierung der Republik Österreich:
Dr. Wolfgang Schüssel

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land:

Dietrich Graf von Brühl
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Anlage

zu Artikel 4

Durchführungsbestimmungen

Die Produzenten beider Vertragsparteien müs-
sen, um in den Genuß der Bestimmungen des
Abkommens zu gelangen, spätestens dreißig Tage
vor Beginn der Dreharbeiten den Antrag auf
Anerkennung der Gemeinschaftsproduktion (Arti-
kel 2 und 4 des Abkommens) an ihre jeweilige
Behörde richten.

Den Anträgen sind insbesondere folgende,
inhaltlich jeweils übereinstimmende Unterlagen
beizufügen:

1. der Gemeinschaftsproduktionsvertrag;
2. ein detailliertes Drehbuch oder ein anderes

Manuskript, das über den geplanten Stoff und
seine Gestaltung ausreichend Aufschluß gibt;

3. die Stabs- und Besetzungslisten mit Kenn-
zeichnung der Tätigkeiten, Rollen sowie der
Staatsangehörigkeit der Mitwirkenden;

4. ein Nachweis über den Erwerb oder den
möglichen Erwerb jener Rechte, die für die
Verfilmung und Verwertung des gegenständli-
chen Projektes notwendig sind;

5. die Regelung über die jeweilige Beteiligung
der beiden Hersteller an etwaigen Mehrko-
sten. Die Beteiligung entspricht grundsätzlich
dem jeweiligen finanziellen Beitrag, jedoch
kann die Beteiligung des Minderheitsprodu-
zenten auf einen geringeren Prozentsatz oder
einen bestimmten Betrag beschränkt werden;

6. eine Kalkulation der voraussichtlichen Ge-
samtkosten der Herstellung des Films und ein
detaillierter Finanzierungsplan;

7. eine Übersicht über den technischen Beitrag
der beiden Gemeinschaftsproduzenten;

8. ein Terminplan der Herstellung mit Angabe
der voraussichtlichen Drehorte für die Her-
stellung des Films.

Die Behörden können darüber hinaus sonstige für
die Beurteilung des Vorhabens notwendigen Unter-
lagen und Erläuterungen anfordern.

Die Behörde der Vertragspartei mit finanzieller
Minderheitsbeteiligung kann ihre Anerkennung erst
erteilen, nachdem sie die entsprechende Stellung-
nahme der Behörde der Vertragspartei mit finanzi-
eller Mehrheitsbeteiligung erhalten hat. Die zustän-
dige Behörde der Vertragspartei des Mehrheitspro-
duzenten teilt ihren Entscheidungsvorschlag grund-
sätzlich innerhalb von zwanzig Tagen, gerechnet
von der Einreichung der vollständigen Unterlagen,
der zuständigen Behörde der Vertragspartei des
Minderheitsproduzenten mit. Diese soll ihrerseits
ihre Stellungnahme grundsätzlich innerhalb der
folgenden zehn Tage übermitteln.

Nachträgliche Änderungen des Gemeinschafts-
produktionsvertrags sind den zuständigen Behörden
unverzüglich zur Anerkennung vorzulegen.

Die Anerkennung kann mit Bedingungen und
Auflagen versehen werden, die sicherstellen, daß die
Bestimmungen des Abkommens eingehalten wer-
den.

Der Vorsitzende der Delegation
der Republik Österreich

Wien, am 16. Mai 1990

Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, auf das heute zwischen der
Regierung der Republik Österreich und der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland abge-
schlossene Abkommen über die Beziehungen auf
dem Gebiet des Films Bezug zu nehmen und dazu
folgende Erklärung abzugeben:

1. Die im Artikel 2 Absatz 3 erwähnte Anerken-
nung durch die zuständigen Behörden erfolgt
in Österreich auf privatrechtlicher Grundlage.

2. Zu den im Artikel 3 definierten Förderungs-
voraussetzungen tritt für Förderungswerber
im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 erster Satz
das Erfordernis, daß es sich um einen befugten
gewerblichen Produzenten handeln muß.

3. Im Verfahren auf Anerkennung einer Gemein-
schaftsproduktion, wie es in der Anlage zum
Abkommen umschrieben ist, werden in Öster-
reich vom Bundesministerium für wirtschaftli-
che Angelegenheiten die Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, Fachverband der
Audiovisions- und Filmindustrie und die
Gewerkschaft Kunst, Medien und freie Berufe
angehört.

4. Die österreichische Seite übernimmt keine
Gewährleistung, insbesondere nach Artikel 3.

Ich bitte Sie, Herr Vorsitzender, mir das
Einverständnis Ihrer Regierung mit diesem Vor-
schlag bekanntgeben zu wollen. Damit wird dieser
Briefwechsel einen integrierenden Bestandteil des
Abkommens darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung

Dr. Herbert Raaber

An den
Vorsitzenden
der Delegation
der Bundesrepublik Deutschland

Wien
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Der Vorsitzende der Delegation
der Bundesrepublik Deutschland

Wien, am 16. Mai 1990

Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihres Schreibens vom
heutigen Tage zu bestätigen, welches folgenden
Wortlaut hat:

„Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, auf das- heute zwischen der
Regierung der Republik Österreich und der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland abge-
schlossene Abkommen über die Beziehungen auf
dem Gebiet des Films Bezug zu nehmen und dazu
folgende Erklärung abzugeben:

1. Die im Artikel 2 Absatz 3 erwähnte Anerken-
nung durch die zuständigen Behörden erfolgt
in Österreich auf privatrechtlicher Grundlage.

2. Zu den im Artikel 3 definierten Förderungs-
voraussetzungen tritt für Förderungswerber
im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 erster Satz
das Erfordernis, daß es sich um einen befugten
gewerblichen Produzenten handeln muß.

3. Im Verfahren auf Anerkennung einer Gemein-
schaftsproduktion, wie es in der Anlage zum
Abkommen umschrieben ist, werden in Öster-
reich vom Bundesministerium für wirtschaftli-
che Angelegenheiten die Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, Fachverband der
Audiovisions- und Filmindustrie und die
Gewerkschaft Kunst, Medien und freie Berufe
angehört.

4. Die österreichische Seite übernimmt keine
Gewährleistung, insbesondere nach Artikel 3.

Ich bitte Sie, Herr Vorsitzender, mir das
Einverständnis Ihrer Regierung mit diesem Vor-
schlag bekanntgeben zu wollen. Damit wird dieser
Briefwechsel einen integrierenden Bestandteil des
Abkommens darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis meiner
Regierung mit dem Vorstehenden mitzuteilen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung

Dr. Max Dehmel

An den
Vorsitzenden
der Delegation
der Republik Österreich

Wien

Der Vorsitzende der Delegation
der Bundesrepublik Deutschland

Wien, am 16. Mai 1990

Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, auf das heute zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der
Regierung der Republik Österreich geschlossene
Abkommen über die Beziehungen auf dem Gebiet
des Films Bezug zu nehmen und dazu folgende
Erklärung abzugeben:

1. Die deutsche Seite übernimmt keine Gewähr-
leistung nach Artikel 3 dafür, daß die deut-
schen Produzenten, die eine Koproduktion
beabsichtigen, über eine gute technische und
finanzielle Organisation oder über ausrei-
chende Berufsqualifikation verfügen. In der
Bundesrepublik Deutschland werden diese
Voraussetzungen durch das Bundesamt für
Wirtschaft nicht geprüft.

2. Die Durchführung des Abkommens steht
unter dem Vorbehalt der Bereitstellung
entsprechender Haushaltsmittel.

Ich bitte Sie, Herr Vorsitzender, mir das
Einverständnis Ihrer Regierung mit diesem Vor-
schlag bekanntgeben zu wollen. Damit wird dieser
Briefwechsel einen integrierenden Bestandteil des
Abkommens darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Max Dehmel

An den
Vorsitzenden
der Delegation
der Republik Österreich

Wien

Der Vorsitzende der Delegation
der Republik Österreich

Wien, am 16. Mai 1990

Herr Vorsitzender,

Ich beehre mich, den Erhalt ihres Schreibens vom
heutigen Tage zu bestätigen, welches folgenden
Wortlaut hat:

„Herr Vorsitzender!

Ich beehre mich, auf das heute zwischen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der
Regierung der Republik Österreich geschlossene
Abkommen über die Beziehungen auf dem Gebiet
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des Films Bezug zu nehmen und dazu folgende
Erklärung abzugeben:

1. Die deutsche Seite übernimmt keine Gewähr-
leistung nach Artikel 3 dafür, daß die deut-
schen Produzenten, die eine Koproduktion
beabsichtigen, über eine gute technische und
finanzielle Organisation oder über ausrei-
chende Berufsqualifikation verfügen. In der
Bundesrepublik Deutschland werden diese
Voraussetzungen durch das Bundesamt für
Wirtschaft nicht geprüft.

2. Die Durchführung des Abkommens steht
unter dem Vorbehalt der Bereitstellung
entsprechender Haushaltsmittel.

Ich bitte Sie, Herr Vorsitzender, mir das
Einverständnis Ihrer Regierung mit diesem Vor-
schlag bekanntgeben zu wollen. Damit wird dieser

Briefwechsel einen integrierenden Bestandteil des
Abkommens darstellen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis meiner
Regierung mit dem Vorstehenden mitzuteilen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Herbert Raaber

An den
Vorsitzenden
der Delegation
der Bundesrepublik Deutschland

Wien

Die Mitteilungen gemäß Art. 15 Abs. 1 des Abkommens wurden am 27. August 1990 bzw. am
21. September 1990 abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 15 Abs. 1 mit 1. November 1990 in
Kraft.

Vranitzky


